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nisches 
ropfer darf 
verlassen 
all des anscheinend gefol­
inischen Alctivisten Dmitri 
st auch intemational em­
tionen aus. Nach Angaben 
:schen Aussenministers 
er Steinmeier- darf Bula­
mtag in die EU ausreisen. 
hm der amtierende ukrai­
>senminister Leonid Ko­
:geteilt, sagte Steinmeier 
ler Münchner Sicherheits­
Steinmeier sprach von ei­
wn Fortschritt» und bot 
ositionsalctivisten emeut 
Deutschland medizinisch 
zulassen. 
1\ussenbeauftragte Cathe­
n zeigte sich «entsetzt» 
!Iisshandlungen Bulatows 
erte das Vorgehen gegen 
ungsgegner als «inalczep­
ukrainische Staatsführung 
JW hingegen die «Organi­
.siver Unruhem> vor. Das 
;terium verdachtigt ihn, 
ung lediglich inszeniert zu 
~r Bulatow, der sich nach 
les Oppositionspolitikers 
chko zuletzt noch auf der 
tion befand, wurde Haus­
ingt. 
Thrige Bulatow war am 
: schwer verletzt in einem 
·halb der Hauptstadt Kiew 
t. Im ulcrainischen Fem­
lderte er anschliessend, 
Unbekannten verschleppt 
~rt worden sei. Seine Ent­
ten ihm ein Ohr abge­
und Nãgel durch seine 
:hlagen. (sda) · 

esprasident 
lert Angebot 
lesprâsident Didier Burk­
ich wãhrend der Münch­
,eitskonferenz rnit Vertre­
rainischen Regierung und 
:ion getroffen. Er erneuer­
las Verrnittlungsangebot, 
orsitzender der Organisa­
:herheit und Zusarnmen­
ropa (OSZE) bereits an die 
teien gerichtet hatte. 
enminister unterhielt sich 
t mit sein em ukrainischen 
m Leonid Koschara sowie 
Jositionsvertretem Arseni 
nd Witali Klitschko, wie 
)ssische Departement für 
Angelegenheiten (EDA) 

teilte. «Das Angebot der 
Ulcraine bei der Suche 
)Qlitischen Lõsung für die 
~Ifen, gilt immer noch», 
talter seinen Gesprachs-. 
:onlcret bot der Bundes­
die Unterstützung des 
>chen den Parteien, Hilfe 
•ereitung von Wahlen und 
:htung an, wie das EDA 
la) 
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Der neue Lehrplan 21 legt fest, was di e Kinder in d en Schweizer Schulen künftig lernen. U"'i ("'f.r - . ~ , , • ::l. (' . . t L 'J 0 .~ • .r 
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In vielen Kan to nen fordern Parlamentarier, dass si e beim Lehrplan 21 mitreden dürfen. · 
Die Prãsidenten d er Erziehungsdirektoren hingegenwoHen eine politische Debatte verhindern. 
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DAVID SCHAFFNER 

Der Lehrplan 21 schied die Geister, 
lange bevor ihn die Bildungsexperten 
im vergangenen Sommer das erste 
Mal prãsentierten. Einerseits bemãn­
geln weite Kreise, das Werk sei über­
laden und überfordere Schüler wie 
Lehrer. Andererseits stõsst lcantona­
len Parlamentariern mehrerer Par­
teien sa u er auf, dass si e keine Mit­
sprache haben. Vielerorts forrniert 
sich Widerstand. Politilcer fordern in 
Vorstõssen, dass nicht nur die Regie­
rungen über den Lehrplan entschei­
den, sondern auch die Kantonsrãte. 

Anderungen unmõglich 
Keine Freude an dieser Entwiclc­

lung haben die beiden hõchsten Bil­
dungspolitilcer der Schweiz: «Die Par­
lamente sind der falsche Ort», macht 
Christoph Eymann ldar. Der Basel­
stadtische Bildungsdirelctor ist Prãsi­
dent der Schweizerischen Konferenz 
der Erziehungsdirelctoren (EDK) Er 
betont, dies sei seine persõnliche 
Meinung, die EDK habe die Frage 
no eh nicht offiziell beraten. 

Ins gleiche Horn stõsst sein Schaff­
hauser Kollege Christian Amsler, wel­
cher der Deutschschweizer Sektion 
der Konferenz (D-EDK) vorsteht: «Im 
Grundsatz ist nichts dagegen einzu­
wenden, wenn jemand von demolcra-

tischen Rechten Gebrauch macht 21 nicht so ausgestalten, dass er in 
und eine Abstimmung in den Parla- den Kantonen automatisch in die 
menten oder an der Ume fordert», Parlamente lcommt», betont Amsler. 
meint er, fügt aber unmissverstãnd- «Das Bildungswesen ist in der Hoheit 
lich an: «Die Kantone sind aufgefor- der Kantone, wir kõnnen und wollen 
dert, die wesentlichen Inhalte des ihnen bezüglich des Lehrplans keine 

Eymann meint, Parlamentarier ver­
fügten nicht über das notwendige 
pãdagogische Wissen, um Details 
eines Lehrplans beraten zu lcõnnen. 

Ab Herbst an die Kantone 
Lehrplans 21 im Sinne einer optima- Vorschriften machen.» Trotz Vollcsauftrag ist d er Missmut 
len Harmonisierung zu übernehmen Konkret bedeutet dies: J e nach gegenüber interkantonalen Projekten 
und allfãllige, kantonale spezifische Kanton müssen die Parlcunentarier. .wie dem Lehrplan 2l.in den letzten 
Anpassungen tendenziell auf wenige .. aufunt~rséhiedliéheWeisevorst.q,ssig~ ; Jahmn stetig gewachs~n. D er, Grund: 
sinnvolle · Ergãnzungeú imd weniger ' werden, uni sidi eirie .Mitsj:Ú:ache · . Sei t di e Kantone ·di_e Bildurig harmo­
auf Kürzungen zu beschrãnlcen.» Mit do eh no eh zu sichern. In Kantqnen nisieren, sin d wichtige Fragen der 
anderen Worten: Eine wirkliche.Mit- rnit Erziehungsrãten müssten,, die parlamentarischen Beratung entzo­
sprache ist nicl:Ít erwÜnscht. Parlamentarier diesel). wohl erst p er · gen. Die SVP lcritisiérte entsprechen-

Wenig erstaunlich ist daher, dass GesetZesãridei:ung die Zustãndigkei( dé Verfahren bereits, als es im Har­
sich Amsler nicht vorstellen karm, entziehen. InAppenzéll Innerrhoden môs-Konlcordat .um die Grundsãtze 
von sich aus den Forderungen kanto- besteht mit der Landesschulkomrnis- der Vereinheitlichung ging. Im Lehr­
naler Politiker nachzukommen un d si o n eine Art Erziehungsrat, in St. Gal- p lan g eh t es n un um di e lconlcreten 
den Lehrplan formaljuristisch so zu len, Ausserrhoden und dem Thurgau Leminhalte. Seit der Debatte um 
prãsentieren, dass diese darüber be- ist der Regierungsrat zustãndig. Harmos haben sich Politilcer anderer 
finden. «Die Deutschschweizer Erzie- Für ihre.lcritische Haltung kõnnen' Parteien der Gn:indsatzlcritilc an Kon­
hungskonferenz kann den Lehrplan Eyman11 und Amsler durchaus gut~ . }(ordatslõsungen an,geschlossen. 

Christian Amsler 

Gründe aufführen: «Das Schweizer- · D er Lehq)lan 21 befindet sich nach 
vollc hat 2006 rnit grossem Mehr in einer offentlichen Konsultation der­
einer Abstimmung gefordert, dass die zeit bei der D-EDK zur Überarbei­
Kantone ihre Bildungssysteme har- tung. Voraussichtlich im Herbst 2014 
monisieren», erldãrt Amsler. Der will diese das Werlc den Regierungs­
Lehrplait 21 sei ein entscheídendes respelctive den Erziehungsrãten zur 
Mittel auf dem Wegzu diesem Ziel. · Einführung freigeben. Ab warm die 
«Falls mehrere Kantone den Lehrplari Lehrer nach dem neuen Plan unter-
21 stark verãndern oder gar ableh- richten, hãngt von den einzelnen 
nen, wird der Bund wohl einschreiten Kantonen ab. Die SVP hat einen eige• 
und den Kantonen verbindliche Vor- nen Lehrplan ausgearbeitet, den sie 
schriften über die Harmonisierung als Alternative zum Lehrplan 21 ins 
der Schule machen», .so Amsler. Spiel brihgen vyi.JJ. 
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